
 
Die Vorsitzende übergab das Wort an die Gleichstellungsbeauftragte Frau Lindemann. 
 
Frau Lindemann berichtete, dass die Kreisverwaltung für den Zeitraum von 2017 bis 2020 
zertifiziert worden sei.  
Ein Produkt der Auditierung sei die Broschüre zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie in der 
Kreisverwaltung. Sie sei sehr umfangreich und beleuchte alle Lebenssituationen, die 
arbeitsrelevant seien. Die Broschüre ist der Niederschrift als Anlage beigefügt.  
 
Um die Nachhaltigkeit der familienbewussten Maßnahmen zu erhöhen, beginne nun die Re-
Auditierung. Dies beinhalte auch, dass die Verwaltung das Zertifikat bis 2024 nutzen dürfe. In 
der Corona-Krise kämen die Vereinbarkeitsmaßnahmen auf den Prüfstand, so dass die in der 
Re-Auditierung vorgesehene derzeitige Befragung der Beschäftigten terminlich sehr gut passe.  
Abgefragt würden hier die Angaben zur persönlichen Situation (Kinderbetreuung und Pflege, 
Umfang der Nutzung von mobilem Arbeiten) und die Einschätzung der Beschäftigten zu den 
Vereinbarkeitsangeboten der Kreisverwaltung. 
Mit bislang 722 Rückläufen sei man sehr zufrieden. Dies sei ein großer Erfolg, den man auch 
der Unterstützung durch den Landrat und die Führungskräfte zu verdanken habe.  
Frau Lindemann erklärte, dass sie mit Spannung die Ergebnisse erwarte. Im nächsten 
Ausschuss für Personal und Gleichstellung werde sie dazu berichten. 
 
Abg. Balansky bedankte sich für die Ausführungen. Dies würde den Kreis als Arbeitgeber 
attraktiver machen und ihm einen Vorsprung gegenüber anderen Verwaltungen verschaffen.  
 
KD´in Udelhoven erläuterte kurz die Vorgehensweise zu den Anfragen der Fraktionen, die 
zwischen den Ausschusssitzungen bei der Verwaltung eingehen. Es würde im Ausschuss 
regelmäßig unter dem Tagesordnungspunkt Mitteilungen kurz berichtet, welche Anfragen wann 
beantwortet worden seien und die Antwort werde anschließend der Niederschrift beigefügt. 
Sodann verwies sie auf die Anfrage der FDP-Kreistagsfraktion zum mobilen Arbeiten vom 
13.01.2021, die von der Verwaltung mit Schreiben vom 21.01.2021 beantwortet worden sei und 
dem Protokoll beigefügt werde. 
 


